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[bookmark: _Toc83984337]3921-01	Öffentliche Verschuldung

Die öffentlichen Schulden sind im 1. Halbjahr 2021 gegenüber dem Jahresende 2020 Corona-bedingt weiter auf nunmehr 2.251,8 Mrd. Euro angestiegen. Die Verschuldung der Kommunen nahm leicht zu und beläuft sich auf rund 134,4 Mrd. Euro. Die Kassenkreditverschuldung war in den letzten Jahren vor allem aufgrund von Landesentschuldungsprogrammen (insb. Hessenkasse und Saarlandpakt) zwar rückläufig, ist mit 32,7 Mrd. Euro aber weiterhin hoch.

Am 29. September 2021 hat das Statistische Bundesamt die Zahlen zum vorläufigen Schuldenstand des Öffentlichen Gesamthaushalts (Bund, Länder, Gemeinden/Gemeindeverbände und Sozialversicherung einschließlich aller Extrahaushalte) zum Ende des ersten Halbjahres 2021 veröffentlicht. Zum Stichtag 30. Juni 2021 belief sich die Gesamtverschuldung des Staates beim nicht-öffentlichen Bereich auf 2.251,8 Mrd. Euro. Im Vergleich zum Jahresende 2020 nahm die Verschuldung damit nochmals spürbar um 3,6 Prozent bzw. 78,9 Mrd. Euro zu. 

Auf den Bund entfielen zum Ende des 1. Halbjahrs 2021 rund 1.477,5 Mrd. Euro. Dies ist ein Anstieg von 5,3 Prozent bzw. 74,0 Mrd. Euro gegenüber dem Jahresende 2020. Der deutliche Schuldenanstieg ist weiterhin auf Maßnahmen zur Bewältigung der Corona-Pandemie zurückzuführen.

Die Verschuldung der Länder nahm geringfügig um 0,6 Prozent zu und belief sich zum 30. Juni 2020 auf 639,9 Mrd. Euro. Die höchsten prozentualen Schuldenanstiege gegenüber dem Jahresende 2020 wiesen Sachsen (+11,0 %), Niedersachsen (+5,0 %) und Nordrhein-Westfalen (+4,4 %) auf. Die Schuldenanstiege in diesen Ländern sind hauptsächlich auf eine Ausweitung der Emission von Wertpapieren zurückzuführen. In Sachsen resultiert dieser zu einem großen Teil aus Aufnahmen von Wertpapieren für den Corona-Bewältigungsfonds sowie einer Umschichtung der Kreditaufnahmen vom bislang vornehmlich genutzten öffentlichen Bereich (z. B. bei verbundenen Unternehmen) zum nicht-öffentlichen Bereich. In Niedersachsen wurden mit dem Nachtragshaushalt verbundene Ausgaben abgedeckt und in Nordrhein-Westfalen wurden bereits neue Wertpapiere im Vorgriff auf Tilgungen von im Folgequartal endfälligen Wertpapieren ausgegeben. Der stärkste prozentuale Rückgang wurde in Bremen (-17,1 %) verzeichnet. Dieser beruht vor allem auf den gegenüber dem Jahresende 2020 geringeren Schuldenaufnahmen für die Bereitstellung von Barsicherheiten für Derivatgeschäfte. In Brandenburg (-4,3 %) und Hessen (-3,0 %) sank die Verschuldung ebenfalls.

Im Vergleich zum Jahresende 2020 erhöhte sich der Schuldenstand der Kommunen um 0,8 Prozent bzw. 1,1 Mrd. Euro. Zum 30. Juni 2021 waren die Gemeinden und Gemeindeverbände (mit Extrahaushalten) beim nicht-öffentlichen Bereich mit 134,4 Mrd. Euro verschuldet. Die Entwicklung war dabei in den Ländern unterschiedlich. Während die kommunalen Schulden vor allem in Bayern (+6,6 %), Baden-Württemberg (+5,9 %) und Schleswig-Holstein (+3,6 %) spürbar aufwuchsen, verzeichneten die Kommunen in den Ländern Saarland (-5,8 %), Brandenburg (-4,0 %) und Sachsen (-3,2 %) den prozentual stärksten Rückgang. Der Schuldenrückgang im Saarland geht im Wesentlichen auf den Saarlandpakt zurück, durch den in der ersten Jahreshälfte 537,2 Mio. Euro an kommunalen Kassenkrediten vom Land übernommen wurden. Die kommunale Kassenkreditverschuldung lag in der Summe zum 30. Juni 2021 in ganz Deutschland bei 32,656 Mrd. Euro.

Betrachtet man nur die Kernhaushalte, so beläuft sich der kommunale Schuldenstand auf 118,424 Mrd. Euro. 31,943 Mrd. Euro sind dabei auf Kassenkredite zurückzuführen. Hingewiesen sei darauf, dass die zur Liquiditätssicherung aufgenommenen Wertpapierschulden hier nicht berücksichtigt sind. 



Die Kernhaushalte der kreisangehörigen Gemeinden und Ämter waren zum 30. Juni 2021 mit 55,26 Mrd. Euro verschuldet. Die Kassenkreditverschuldung liegt bei 12,1 Mrd. Euro. 





Die Fachserie zum vorläufigen Schuldenstand des Öffentlichen Gesamthaushalts zum 30. Juni 2021 kann unter: www.destatis.de abgerufen werden.


(II/3 920-20 Florian Schilling, 29.09.2021)
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[bookmark: _Toc83984338]3921-02	Wasserstoffstrategie:
Zwischenbilanz der Bundesregierung 

Rund ein Jahr nach der Verabschiedung der Nationalen Wasserstoffstrategie hat das Bundeskabinett Ende September 2021 eine positive Zwischenbilanz der bisherigen Umsetzung gezogen. Neben der Bedeutung des Wasserstoffs für das Gelingen der Energiewende und der Dekarbonisierung von Energie- und Verkehrssektor werden die wirtschaftlichen Chancen für Exportwirtschaft, Forschung und Innovation und für die deutsche Exportwirtschaft betont. Aus kommunaler Sicht muss die nationale Wasserstoffstrategie noch konsequenter als bisher dezentral ausgerichtet werden, damit die Wertschöpfungspotenziale von Wasserstoffproduktion, Verteilung und Nutzung dort, wo die Erneuerbaren Energien produziert werden, zum Tragen kommen. Insbesondere müssen die Klimaschutzpotenziale des Wasserstoffs beim Einsatz in den Kommunen stärker als bisher in den Fokus der Förderung genommen werden. 

Die Nationale Wasserstoffstrategie ist im Juli 2020 gestartet. Im Einzelnen sind sieben Milliarden Euro für die Förderung von Wasserstofftechnologien hierzulande und zwei Milliarden Euro für internationale Partnerschaften im Kontext von Wasserstoff vorgesehen. Anwendungen sollen etwa in der Stahl- und in der Chemieindustrie, im Wärmebereich, aber auch im Verkehrsbereich stattfinden.

Seitdem wurden über 8 Milliarden Euro für 62 Wasserstoffprojekte zur Verfügung gestellt, davon rund 2 Milliarden für die Stahlindustrie. Im Verkehrssektor werden im Rahmen des Nationalen Innovationsprogramms Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie die Forschung und Entwicklung sowie Maßnahmen der Marktaktivierung mit mehr als 1,3 Milliarden Euro gefördert. Fokus ist hier, dass es wirtschaftliche Projekte auf dem Markt gibt. Wasserstoff soll für die Menschen erlebbar werden. Dazu soll die gesamte Wertschöpfungskette in den Blick genommen werden – von der Erzeugung, Speicherung, Infrastruktur bis zur Anwendung in Fahrzeugen.

Anmerkung des DStGB

Die Nationale Wasserstoffstrategie ist für die Erreichung der Klimaziele und die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands von besonderer Bedeutung. Deshalb ist sie zu begrüßen, ebenso wie die entsprechenden Wasserstoffstrategien in einzelnen Bundesländern. Aus kommunaler Sicht muss die Nationale Wasserstoffstrategie und ihre Förderkulisse aber noch stärker und konsequenter als bisher dezentral ausgerichtet werden.

Die Fördersummen sind enorm und bieten gerade für ländliche Räume, in denen die Erneuerbaren Energien gewonnen werden und zugleich viele innovative mittelständische Unternehmen angesiedelt sind, zusätzliche Wertschöpfungspotenziale. Neben der Fokussierung auf die Sektoren Industrie und Verkehr, die sicherlich ein großes und vergleichsweise schnell zu erreichendes Co2-Einsparungspotenzial beim Einsatz von Wasserstoff haben, sollte vor allem die kommunalen Anwendungsfelder in das Zentrum der Förderung rücken.

Viele Kommunen und ihre Stadtwerke haben einen hohen Anspruch zur CO2-Reduktion und verfügen über ausreichend vorhandene Infrastrukturen, voraussichtlich sogar schneller als im sonstigen Umfeld CO2-Einsparungen bei vertretbaren CO2-Vermeidungkosten realisieren zu können. Dies betrifft den Einsatz von Wasserstoff im Verkehrsbereich, bei Ver- und Entsorgungsfahrzeugen, aber auch im Bereich der Gas- und Wärmeversorgung. Um den Gassektor zu dekarbonisieren ist eine gemeinsame Regulierung von Gas und Wasserstoff erforderlich.

Nicht zuletzt muss der Rechtsrahmen für den Betrieb von Wasserstoffnetzen im Gemeindegebiet, der derzeit noch mit zahlreichenden Unsicherheiten belastet ist, dringend geklärt werden. Dies sind mit Blick auf beginnende Koalitionsverhandlungen im Bund wichtige Weichenstellungen.

Weitere Informationen:
Der Bericht ist hier abrufbar: www.bmwi.de


(IV/1 902-00 Timm Fuchs, 30.09.2021)
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[bookmark: _Toc83984340]3921-03	Bundesregierung fordert EU-Reform des Vergaberechts 

Das Vergaberecht soll vereinfacht werden, um in Ausnahmesituation schneller reagieren zu können. Nach Aussagen des Handelsblatts fordert das Bundeswirtschaftsministerium in einem Schreiben an die EU-Kommission eine entsprechende Reform des EU-Vergaberechts. Es müsse so schnell wie möglich Ausnahmeregelungen während Notlagen bei öffentlichen Vergaben geben.

Besonders die Corona-Pandemie habe gezeigt, dass während unvorhergesehen eintretender Notsituationen die Beschaffung von wichtigen Gütern und Leistungen essentiell sei. Direktvergaben seien zwar auch bislang schon möglich gewesen, allerdings nur in bestimmten Ausnahmesituationen, wobei es Unsicherheiten bei der rechtliche Grundlage gab. In dem Schreiben heißt es dazu: „Die Entwicklung der Covid-19-Pandemie hat gezeigt, dass dabei die Rechtsbegriffe ‚unvorhergesehenes Ereignis‘ und ‚äußerste Dringlichkeit‘ eine unsichere Rechtsgrundlage“ ergäben.

Die geforderte Ausnahmeregelung soll es öffentlichen Auftraggebern ermöglichen, von vornherein Aufträge direkt zu vergeben. Die Ausnahmeregelung solle aber dann nur für einen voraus festgelegten bestimmten Zeitraum anwendbar sein. Die EU-Kommission oder einzelne Mitgliedsstaaten sollen den Anstoß geben, wann die Ausnahmeregelung angewendet werden kann. So könnte es möglich sein, dass die Regelung EU-weit oder nur in einzelnen Ländern oder Regionen gilt. Dabei soll es dann eine Beschränkung auf einzelnen Waren und Leistungen geben.


(Az.: III 608-00 Norbert Portz, 30.09.2021)

Inhaltsverzeichnis


STÄDTEBAU, VERGABE UND UMWELT

[bookmark: _Toc83984341]3921-04	3-Punkte-Plan zur Klimaanpassung in Kommunen:
Aktuelle Entwicklungen

Das Bundesumweltministerium und die kommunalen Spitzenverbände haben im März 2021 einen Drei-Punkte-Plan zur Anpassung an den Klimawandel vereinbart. Nachfolgend werden der aktuelle Umsetzungsstand und weitere Hinweise für die Praxis dargestellt.

Die wesentlichen Elemente des 3-Punkte-Plans sind ein bundesweites Beratungszentrum für Städte und Gemeinden, das bereits im Sommer 2021 seine Arbeit aufgenommen hat. Zweitens fördert der Bund den Einsatz von lokalen Anpassungsmanagern und Anpassungsmanagerinnen. So wird sichergestellt, dass Strategien auch in der Praxis ankommen. Schließlich sollen besonders innovative Lösungen von Kommunen über den Wettbewerb "Blauer Kompass" prämiert werden.

Förderprogramm „Klimaanpassung in sozialen Einrichtungen“

Im Konjunkturprogramm des Bundes wurden 150 Mio. Euro für „Klimaanpassung in sozialen Einrichtungen“ bereitgestellt (2020–2023). Das erste Förderfenster wurde im November/Dezember 2020 geöffnet und traf auf eine überwältigende Resonanz: Insgesamt sind fast 600 Anträge mit einem Fördervolumen von rund 100 Mio. Euro aus dem gesamten Bundesgebiet eingegangen. Diese Zahlen zeigen, dass das Programm ein wichtiges Handlungsfeld mit hohem Unterstützungsbedarf adressiert. Insbesondere in sozialen Einrichtungen wird dieser Bedarf deutlich, da die Belastungen durch die Folgen des Klimawandels dort bereits besonders spürbar sind. 

Gemeinsam mit dem Projektträger Zukunft Umwelt gGmbH (ZUG) hat das BMU das Ziel, die vorliegenden Anträge so schnell wie möglich abzuarbeiten. Die unerwartete Höhe der Antragszahl sowie die große inhaltliche Variantenbreite stellt das unter Corona-Bedingungen im Aufbau befindliche Programm jedoch vor erhebliche Herausforderungen. Es wird daher in diesem Jahr nicht vollständig gelingen, alle Anträge abzuarbeiten, so dass auch im Jahr 2022 ein Teil beschieden werden muss. Ein zweites Förderfenster plant das BMU im Frühjahr 2022 zu öffnen. Interessierte, die über Neuigkeiten zum Programm und zum nächsten Förderfenster benachrichtigt werden möchten, haben die Möglichkeit, sich hierfür auf der Website der ZUG registrieren zu lassen: www.z-u-g.org

Novellierung des Förderprogramms „Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel“

Das bestehende Förderprogramm „Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel“ wurde neu ausgerichtet, um insbesondere ein nachhaltiges Anpassungsmanagement vor Ort zu unterstützen. Gefördert werden Anpassungsmanager (Personalstellen), die die Konzepterarbeitung sowie die anschließende Umsetzung begleiten. Außerdem wird erstmals auch eine ausgewählte investive Maßnahme aus diesem Konzept gefördert, um Klimaanpassung auch vor Ort sichtbar zu machen. Gerade kleine und mittlere Kommunen sollen so unterstützt werden, den Einstieg in eine nachhaltige Klimaanpassung zu finden. Die novellierte Förderrichtlinie ist auf der BMU-Internetseite veröffentlicht: www.bmu.de/FG10

Ein erstes Förderfenster wird noch vor Ende des Jahres im 4. Quartal 2021 geöffnet. Auch hier gibt es die Möglichkeit, sich auf der Internetseite der ZUG gGmbH zu registrieren, um zu den Einzelheiten zum Förderfenster benachrichtigt zu werden: www.z-u-g.org 

Wettbewerb Blauer Kompass

Mit dem Blauen Kompass prämieren BMU und Umweltbundesamt gemeinsam innovative Projekte zur Vorsorge und Anpassung an die Folgen des Klimawandels. Die Teilnehmerzahlen haben sich in den vergangenen Jahren vervielfacht. 2020 haben sich 160 Projekte auf den Preis beworben, damit konnten die Bewerberzahlen im Vergleich zu 2016 mehr als verdreifacht werden. Mit dieser Reichweite ist der „Blaue Kompass“ ein weiteres zentrales Kommunikationsinstrument im Rahmen der Deutschen Anpassungsstrategie (DAS), mit dem BMU und UBA die enorme Bandbreite hervorragender lokaler Klimaanpassungsprojekte zeigen. 

BMU und UBA haben den Wettbewerb als „Bundespreis“ unter neuen Rahmenbedingungen nun konzeptionell weiterentwickelt, und insbesondere Kommunen als neue, eigenständige Kategorie aufgenommen. Die Vergabe zur Beauftragung eines Wettbewerbsbüros durch das UBA steht unmittelbar bevor. Das Wettbewerbsbüro wird voraussichtlich Mitte Oktober seine Arbeit aufnehmen. Der neue Wettbewerbszeitraum startet Ende 2021/Anfang 2022, die Preisverleihung erfolgt im Herbst 2022. Die kommunalen Spitzenverbände werden als fester Bestandteil einer sechsköpfigen Jury eingebunden.

Anmerkung des DStGB

Vor dem Hintergrund der begrenzten Laufzeit sowie der begrenzt zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel ist es hinsichtlich des Förderprogramms „Klimaanpassung in sozialen Einrichtungen“ erforderlich, dass dieses Programm über die bisher vorgesehene Laufzeit bis 2023 hinaus verstetigt wird. Ziel muss es sein, den Kommunen und sozialen Einrichtungen eine langfristige Perspektive und Unterstützung anbieten zu können.

Das Förderprogramm „Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel“ muss darüber hinaus in der kommenden Legislaturperiode massiv aufgestockt werden, damit alle interessierten Städte und Gemeinden auf die Möglichkeit eines/r Klimaanpassungsmanagers/in zurückgreifen können. Die aktuelle Hochwasserkatastrophe hat eindrücklich gezeigt, wie elementar es ist, dass Konzepte für eine integrierte und nachhaltige Vorsorge gegen Starkregen und Hochwasser, aber auch gegen Hitze und Dürre vor Ort erarbeitet werden, um passgenaue Vorsorgemaßnahmen umsetzen zu können.


(III.2 843-10 Bernd Düsterdiek, 30.09.2021)
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[bookmark: _Toc83984342]3921-05	Entwicklung forstlicher Dienstleistungsmärkte –
Befragung Thünen-Institut startet im Oktober 2021

Für den Erhalt und die Pflege klimastabiler Privat- und Kommunalwälder in Deutschland nimmt deren nachhaltige Bewirtschaftung eine wichtige Schlüsselrolle ein. Aufgrund der differenzierten Eigentumsstruktur sind die Forstbetriebe überwiegend bereits im Vorfeld der Holzvermarktung auf die Inanspruchnahme forstlicher Dienstleistungen angewiesen. Diese umfassen vor allem die Planung und Ausführung waldbaulicher Maßnahmen, die Markierung, die Ernte sowie die Bereitstellung des Rohholzes.

Es ist daher entscheidend, dass alle Waldbesitzer Zugang zu diesen forstwirtschaftlichen Dienstleistungen haben, und zwar zu angemessenen Bedingungen. Um einen solchen diskriminierungsfreien Zugang auch tatsächlich sicherzustellen, definiert das Bundeswaldgesetz (BWaldG) in § 46 Abs. 1, dass die Voraussetzungen für eine Freistellung im Sinne des § 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen als erfüllt gelten. 

Nach § 46 Abs. 3 BWaldG ist die Erforderlichkeit einer solchen wettbewerbsrechtlichen Freistellung regelmäßig zu überprüfen. Dazu hat das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) dem Deutschen Bundestag im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) bis zum 31. Dezember 2022 und danach im Abstand von drei Jahren zu berichten, ob und inwieweit diese Regelung weiterhin erforderlich ist. Die Berichte sollen auch Vorschläge für gegebenenfalls notwendige Anpassungen der gesetzlichen Regelungen enthalten und dabei die zu fördernde Entwicklung der Forstbetriebsgemeinschaften besonders berücksichtigen.

Das BMEL hat in Ausübung seines gesetzlichen Auftrages in Abstimmung mit dem BMWi das Thünen-Institut mit Erhebungen zur Situation und zur Entwicklung der forstlichen Dienstleistungsmärkte beauftragt. Das Thünen-Institut wird sich dazu ab Anfang Oktober zunächst mit entsprechenden Fragebögen an die Bundes- und Landesverbände der Waldbesitzer und forstlichen Dienstleister wenden. Darauf aufbauend sollen dann Anfang Dezember Betriebsbefragungen von privaten und kommunalen Waldbesitzern, Landesforstbetrieben sowie forstlichen Dienstleistungsunternehmen durchgeführt werden. Die ausgewerteten Befragungsergebnisse wird das Thünen-Institut der Bundesregierung in einem Bericht vorlegen. 

Darüber hinaus werden die jeweiligen organisatorischen und strukturellen Rahmenbedingungen in den einzelnen Ländern auf der Basis eines Fragebogens, der durch eine Arbeitsgruppe aus Vertretern der Länder entwickelt wurde, erfasst und das Ergebnis durch das BMEL in die Evaluierung mit einbezogen.

Vor den anschließenden Umfragen, die sich direkt an die privaten und kommunalen Forstbetriebe richten, wird das BMEL eine entsprechende Presseinformation herausgeben.

Das BMEL wird im Einvernehmen mit dem BMWi auf dieser Basis dem Deutschen Bundestag bis zum 31. Dezember 2022 einen Bericht vorlegen. 

Anmerkungen DStGB:

Die Mitgliedsverbände werden gebeten, die Befragung bei ihren Mitgliedskommunen bekannt zu machen und insbesondere für eine rege Teilnahme der Waldbesitzenden zu werben, so dass die Bundesregierung in der Lage ist, dem Deutschen Bundestag eine belastbare Entscheidungsgrundlage für die Sicherstellung des Zugangs zu forstlichen Dienstleistungen vorzulegen.


(III/3 Ute Kreienmeier, 30.10.2021)
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[bookmark: _Toc83984343]3921-06	Windenergie: Volksinitiative zu Regionalplanung unzulässig 

Die Volksinitiative "Für die Durchsetzung des Bürgerwillens bei der Regionalplanung Wind" ist unzulässig. Das Landesverfassungsgericht Schleswig-Holstein hat festgestellt, dass ein Gesetzentwurf der Volksinitiative gegen das Rechtsstaatsgebot und damit gegen Art. 48 Abs. 1 Satz 2 der Landesverfassung verstößt (Az. LVerfG 1/18).

Ziel der Volksinitiative war die Aufnahme einer Vorschrift in das Landesplanungsgesetz, nach der bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen keine Flächen für die Erforschung, Entwicklung und Nutzung von Windenergie vorgesehen werden dürfen, wenn sich die betroffenen kommunalen Gebietskörperschaften dagegen ausgesprochen haben und anderweitig genügend Flächen zur Verfügung stehen. Der Schleswig-Holsteinische Landtag hatte beschlossen, dass die Volksinitiative nach der Landesverfassung unzulässig sei. Der Gesetzentwurf widerspreche entgegen Artikel 48 LV den Grundsätzen des Rechtsstaats. Dagegen hatte die Volksinitiative das Landesverfassungsgericht angerufen.

Verstoß gegen das Rechtsstaatsgebot

Das Landesverfassungsgericht kam zu dem Ergebnis, dass die Volksinitiative unzulässig sei. Das Land Schleswig-Holstein habe zwar die formelle Gesetzgebungskompetenz für eine entsprechende Regelung, inhaltlich verstoße der Gesetzentwurf aber gegen die Grundsätze des demokratischen und sozialen Rechtsstaats.

Die Landesverfassung beschränke die Kontrolle von Gesetzesentwürfen, die durch eine Volksinitiative vorgelegt werden, nicht allein auf die nachträgliche verfassungsgerichtliche Überprüfung, sondern sehe ausdrücklich eine Präventivkontrolle durch den Landtag und – wie vorliegend – auch durch das Landesverfassungsgericht vor. Wenn ein Gesetzentwurf einer Volksinitiative gegen das Rechtsstaatsgebot verstoße, dürfe der Landtag von Verfassungs wegen – unabhängig von politischen Erwägungen zum Inhalt des Gesetzentwurfs – nicht deren Zulässigkeit feststellen.

Auch das Landesverfassungsgericht sei nicht auf eine Kontrolle der Gründe beschränkt, die der Landtag in seiner Entscheidung über die Unzulässigkeit der Volksinitiative benennt. Im Rahmen dieser Kontrolle seien alle sich aus dem verfassungsrechtlichen Rechtsstaatsprinzip ergebenden Anforderungen zu prüfen. Eine dieser Anforderungen sei das Gebot gerechter Abwägung der von staatlicher Planung berührten öffentlichen und privaten Belange. Die von der Volksinitiative vorgeschlagene Regelung im Landesplanungsgesetz führe dazu, dass gesetzlich auf eine solche Abwägung, die als Ausdruck einer rechtsstaatlichen Planung erforderlich und Kern des durch die Landesplanung vorzunehmenden Planungsakts sei, verzichtet werde. Denn ein negatives Votum der Gemeinde solle nach dem Willen der Volksinitiative verhindern, dass überhaupt noch in einen Abwägungsprozess seitens der Landesplanungsbehörde eingetreten werde.

Aufgabe der Raumordnung sei es nach dem Landesplanungsgesetz aber, den Gesamtraum des Landes und seine Teilräume zu ordnen und zu sichern. Die Abwägung sei daher allein aus der übergeordneten Perspektive der Landesplanung vorzunehmen. Belange der Gemeinden könnten dabei zwar berücksichtigt werden. Deren Singularinteressen dürften aber nicht ausschlaggebend sein. Andernfalls werde die Funktion der Landesplanung konterkariert und das Rangverhältnis zwischen der Regionalplanung des Landes und der örtlichen Planung der Gemeinden umgekehrt.

Anmerkung des DStGB

Die Entscheidung des Gerichts unterstreicht, dass der durch eine Mehrheitsentscheidung dokumentierte Wille einer Gemeinde, die Windkraftnutzung auf ihrem Gemeindegebiet auszuschließen, grundsätzlich nicht geeignet ist, die über das einzelne Gemeindegebiet hinausgehenden Ziele der Raumordnung auf Landesebene zu prägen. Er ist mithin auch kein für die Raumordnung relevanter Belang.


(III.2 616-00 Bernd Düsterdiek, 30.09.2021)
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„Der Mobilitätswende Flügel verleihen!“, unter diesem Motto hat am 22. September 2021 der „Dialog Nachhaltige Stadt“ des Rates für Nachhaltige Entwicklung unter Beteiligung von 19 Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeistern sowie zwei Bürgermeistern einen Appell an die kommende Bundesregierung veröffentlicht. Zu den Unterzeichnenden gehört auch der Nachhaltigskeitsbotschafter des DStGB, Thorsten Krüger, Bürgermeister der Stadt Geestland sowie das Präsidiumsmitglied des DStGB, Dr. Eckhard Ruthemeyer, Bürgermeister der Stadt Soest. 

Bürgermeister:innen betonen Handlungsnotwendigkeit vor dem Hintergrund des Klimawandels

Nachhaltigkeit braucht Führungsverantwortung. Dafür stehen die Oberbürgermeister:innen und Bürgermeister:innen deutscher Städte, die sich im Rahmen des Dialogs „Nachhaltige Stadt“ engagieren. Der Dialog wird seit 2010 vom Rat für Nachhaltige Entwicklung (RNE) ermöglicht.

Im Rahmen eines gemeinsamen Appells vom 22.09.2021 fordern 21 Mitglieder des Dialogs nun einen klaren Kurs bei der Verkehrspolitik. Die Signale sind aus Sicht der (Ober-)bürgermeister:innen nicht zu übersehen: Im Jahr 2021 hat nicht nur das Bundesverfassungsgericht in einer historischen Entscheidung dem Klimaschutz und den Rechten zukünftiger Generationen eine neue verfassungsrechtliche Bedeutung verliehen. Auch der jüngste IPCC-Bericht hat noch einmal unmissverständlich klar gemacht, dass uns nur noch wenig Zeit bleibt, um den menschengemachten Klimawandel auf eine globale Erwärmung von unter 1,5°C zu begrenzen. Derweil werden die Auswirkungen der Klimakrise vor unserer Haustür immer sichtbarer: Dramatische Starkregenereignisse im Westen Deutschlands und Hitze und Waldbrände in Südeuropa beherrschen die Schlagzeilen im Sommer 2021. Gleichzeitig reißt die Diskussion um gleichwertige Lebensverhältnisse im Land und eine krisenfeste Daseinsvorsorge nicht ab. Im Kampf gegen die großen sozialen und ökologischen Krisen haben wir keine Zeit mehr zu verlieren!

Maßnahmenbündel erforderlich

Im ländlichen Raum gibt es teilweise andere Herausforderungen als in den städtischen Verdichtungsräumen. Gute Lösungen für Stadt und Land sind notwendig. Derartigen innovativen Lösungen wird eine Konferenz des Dialogs Nachhaltige Stadt mit dem Landräte-Dialog für nachhaltige Entwicklung des Deutschen Landkreistages im Januar
2022 gewidmet sein. Eine einzelne Wunder-Lösung gibt es nicht, und würde auch nicht ausreichen. Vielmehr braucht es ein Bündel von Maßnahmen, das ökologisch, ökonomisch und auch sozial ausgewogen ist und klug orchestriert wird. Konkret appellieren die Bürgermeister an den kommenden Bundestag und die kommende Bundesregierung, die nachhaltige Mobilitätswende zu einer Priorität zu machen. 

Sechs Empfehlungen für eine nachhaltige Mobilität 

Vorgestellt wurden sechs zentrale Empfehlungen des Appells:

· CO2-Preis mit Lenkungswirkung umsetzen und kompensieren
· Nachhaltiges Bundesmobilitätsgesetz statt überholter Bundesverkehrswegeplan
· Klima- und umweltschädliche Subventionen endlich abbauen
· Mehr Flexibilität für die Städte zulassen bei Tempo 30, Fahrradstraßen, Parken & Co
· Kommunen ausreichend finanzieren und Bürokratie bei Fördermitteln abbauen
· Rahmenbedingungen für neue Mobilitätsformen verbessern

Anmerkung des DStGB

Der gemeinsame Apell der (Ober-)bürgermeister:innen verdeutlicht dass gerade die kommunale Ebene in Deutschland die Zeichen der Zeit erkannt hat. Die Kommunen sind willens, ihren Beitrag zur Erreichung der Klimaziele im Verkehrssektor beizutragen. Dies wird nur im Schulterschluss mit Bund und Ländern und mit gemeinsamen Konzepten für Stadt und Land funktionieren. Das Klimaschutzprogramm der letzten Bundesregierung bildet hierbei einen Anfang, auf dem sich aufbauen lässt. Nun gilt es, weitere Mittel für mehr nachhaltige Mobilität wie ÖPNV, Radverkehr und Elektromobilität in den Kommunen bereitzustellen und den kommunalen Handlungsspielraum im Verkehrsrecht umfassend im Sinne des Klimaschutzes zu erweitern. Der DStGB hat seine verkehrspolitischen Forderungen gegenüber einer neuen Bundesregierung entsprechend formuliert. 

Weitere Informationen

Den kompletten Appell „Der Mobilitätswende Flügel verleihen!“ sowie weitere Informationen zum Dialog Nachhaltige Stadt unter: 
www.nachhaltigkeitsrat.de

DStGB-Forderungen an die nächste Bundesregierung im Verkehrsbereich: www.dstgb.de 


(IV/2 724, Jan Strehmann, 28.09.2021)
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Am 23. September 2021 hat in der oberpfälzischen Stadt Neumarkt die Preisverleihung für die „Hauptstadt des fairen Handels“ stattgefunden. Die Preisverleihung, die durch die „Servicestelle – Kommunen in der Einen Welt (Engagement Global)“ zusammen mit der Stadtverwaltung durchgeführt wurde, stand unter der Schirmherrschaft des Bundesentwicklungsministers Müller, der sich auch in einem Grußvideo an die Teilnehmer wandte. Hauptstadt des fairen Handels wurde die Stadt Fürth (Preisgeld 60.000 Euro), es gab jedoch auch weitere Preise in verschiedenen Nebenkategorien, darunter für die Stadt Bad Bentheim (Preisgeld 20.000 Euro) aus dem Kreis der mittleren und kleinen Städte. Sonderpreise wurden zum Beispiel auch an die Stadt Freiberg (Sachsen) mit 10.000 Euro vergeben. Der DStGB war Mitglied der Jury zur Bestimmung der Preisträger. Die Veranstaltung zeichnete sich durch eine hohe Professionalität, insbesondere bei der Darstellung der einzelnen Projekte aus. 

Die Preisverleihung gewinnt neben dem Umstand, dass sie Gemeinden auszeichnet, die oft seit langem Beziehungen mit der Dritten Welt pflegen und zwar nicht nur im Umweltbereich, eine größere politische Bedeutung. Bekanntlich liegt die Grundidee des „Fairen Handels“ darin, im jeweiligen Handelsgeschäft neben dem Umweltaspekt den sozialen Aspekt in den Vordergrund zu stellen. Das heißt: Die jeweilige Geschäftsbeziehung einer deutschen Kommune steht nicht allein unter dem Aspekt „Umweltgerechtigkeit“ (wie wurde umweltpolitisch gesehen die Ware oder Dienstleistung hergestellt oder erbracht) sondern auch unter einem Sozialaspekt (Sozialverträglichkeit der Produktion). Dieser Ansatz ist nicht neu, gewinnt aber durch die Änderung der politischen Großwetterlage in letzter Zeit immer mehr an Gewicht. 

Einer der Gründe liegt darin, dass dieser Ansatz genau derjenige ist, der zur Zeit von der Europäischen Union im großen Stil durch ihre Green Deal Politik verfolgt wird. Auch nach Auffassung der EU sollen Waren oder Produkte nachhaltig sein, das heißt umweltgerecht und sozial akzeptabel produziert/erbracht und somit am Ende wirtschaftlich fair gehandelt werden. Der Grundsatz des fairen Handels ist folglich im Grunde die Definition von Nachhaltigkeit im europäischen Sinne. Insofern ziehen Kommunen, die sich dem Fairen Handel verpflichtet sehen, politisch mit der EU an einem Strang. 


(II/4. Dr. Klaus M. Nutzenberger, Brüssel, 30.09.2021)
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Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für das Handelsblatt vom 24.09.2021

Wenn auch in Zukunft von Deutschland als Staat der Forschung und Innovation weiter erfolgreich sein soll, dürfen wir uns beim Thema Breitbandanbindung nicht länger mit unzureichenden Fortschritten im Schneckentempo zufriedengeben. Der Nachholbedarf bei schnellen Internetverbindungen ist enorm. Besonders in den ländlichen Regionen sind wir von einer flächendeckenden Mindestversorgung, wie sie bereits für Ende 2018 angekündigt war, auch Jahre später noch weit entfernt. Das im Koalitionsvertrag 2018 verankerte Ziel, Gewerbegebiete und Schulen direkt an das Glasfasernetz anzuschließen, wurde offenkundig auch verfehlt. Schließlich scheint auch das nächste Ziel einer flächendeckenden Ausstattung aller Haushalte mit Highspeed-Internet bis zum Jahr 2025 kaum noch zu realisieren. 

Es ist auch mit Blick auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse nicht länger hinnehmbar, dass die Ankündigungen und Versprechungen der Regierung immer wieder unterlaufen werden. Das schwächt gerade in solch zentralen Feldern wie der Digitalisierung, die alle Lebensbereiche der Menschen tangiert, auch das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Politik und ihre Handlungsfähigkeit. Nicht zuletzt Corona-Pandemie hat gezeigt, dass wir eine leistungsstarke digitale Infrastruktur im ganzen Land brauchen, um Home-Office oder Home-Schooling überall möglich zu machen – von den Gefahren für die Stabilität des Wirtschaftsstandorts Deutschland ohne solide Internetverbindungen mal ganz abgesehen. Eine digitale Spaltung zwischen gut versorgten Ballungsräumen und unterversorgten Regionen darf es nicht mehr länger geben. Wenn wir aber weiter machen wie bisher, dann wird sich dies auch in den folgenden Jahren nicht gravierend ändern.

Für die kommende Legislaturperiode muss es ein vorrangiges Ziel sein, den Förderdschungel zu beseitigen und die immer noch überbordende Förderbürokratie zu beenden. Die vorhandenen Finanzmittel müssen schneller und einfacher verfügbar werden. Es darf aber auch nicht außer Acht gelassen werden, dass die Kommunen gerade bei Bau- und Planungsverfahren personell stark unterbesetzt sind. Mancherorts fehlen schlicht die Leute, um das Geld aus den Förderprogrammen in die Erde zu bekommen. Daran werden auch weitere Förderprogramme – die unstreitig wichtig sind – nichts ändern. Eine auskömmliche Regelfinanzierung der Kommunen hingegen kann eine solide Personalstruktur langfristig sicherstellen.

Der flächendeckende Glasfasernetzausbau ist ein unverzichtbarer Schlüssel für ein erfolgreiche Wirtschaft auch in der Zukunft und ein wichtiger Baustein für Klimaschutz und Klimaanpassung. Denn digitale Kommunikation und Wertschöpfung ersetzt Millionen von Verkehrsvorgängen.
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[bookmark: _Toc83984350]3921-10	Statement: Gleichwertig heißt nicht gleich – 
Mobil in der Fläche

Statement von Dr. Gerd Landsberg, Hauptgeschäftsführer Deutscher Städte- und Gemeindebund, für +3 MAGAZIN/ Beilage Süddeutsche Zeitung.

Gleichwertige Lebensverhältnisse sicherzustellen heißt nicht, dass alles gleich sein muss. Gesucht werden Lösungsansätze, die auf die jeweiligen regionalen Lagen und Herausforderungen angepasst sind. Das gilt auch für das Gelingen der Verkehrswende, die sich noch viel zu stark auf die Metropolen konzentriert. Die Debatte um klimafreundlichere Mobilität vernachlässigt, dass mehr als die Hälfte der Menschen in Deutschland in ländlichen Räumen lebt. Die Pendlerpauschale mag für viele Großstädter überflüssig sein, für so manche in ländlicheren Regionen ist sie existenzsichernd – und zwar sowohl für Mensch als auch für Kommune: Städte und Dörfer abseits der Ballungsräume sind nur dann als Wohnstandorte attraktiv, wenn der Arbeitsplatz, Kindergärten und Schulen von dort aus gut erreichbar sind. Standort- und Lebensqualität gehen hier Hand in Hand. Beim Thema Individualverkehr sollten wir folglich die Bedeutung der Pendelnden für das Funktionieren von Wirtschaft und Gesellschaft höher gewichten und nicht über das „Ob“, sondern das „Wie“ diskutieren, nämlich über technologieoffene Förderung im Mobilitätssektor, den Ausbau des Ladenetzes sowie die Revitalisierung des Schienennetzes. Nichtsdestotrotz bleibt der Ausbau des ÖPNV Kernelement der Verkehrswende: mit besserer Taktung, klimaneutralen Flotten und optimierter Vernetzung. Wichtig ist, dass wir die schwarzen Löcher der Erreichbarkeit schließen, auf dem Land und in der Stadt.
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[bookmark: _Toc83984351]3921-11	Interview: Welche Rolle spielt der ÖPNV bei der Mobilität der Zukunft?

Interview der Landeszeitung für die Lüneburger Heide mit DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg vom 29.09.2021. Die Fragen stellte Redakteur Werner Kolbe, Medienhaus Lüneburg GmbH.

Welche Rolle spielt der ÖPNV bei der Mobilität der Zukunft?

Der ÖPNV bildet das Rückgrat der notwendigen Verkehrswende in der Stadt, aber auch auf dem Land. Aus kommunaler Sicht ist klar: die Klimaschutzziele im Verkehrssektor sind nur durch eine herausgehobene Rolle des öffentlichen Verkehrs zu erreichen. Die Städte und Gemeinden setzen daher auf den Ausbau der Infrastruktur sowie auf zusätzliche Angebote bei Bus und Bahn. Da die Erreichung der Klimaschutzziele nicht nur eine nationale, sondern zugleich auch eine europäische und globale Bedeutung hat, darf der ÖPNV-Ausbau nicht von finanziellen Handlungsspielräumen einzelner Kommunen abhängen. Bund und Länder sind daher in der kommenden Legislaturperiode gefordert, die Mittel für die ÖPNV-Finanzierung umfassend zu erhöhen.

Was muss passieren, damit der ÖPNV nicht nur in Ballungsgebieten hohe Fahrgastzahlen hat?

Für eine bessere ÖPNV-Anbindung in der Fläche braucht es einerseits den Ausbau der Schiene. 120 Mittelzentren in Deutschland sind weiterhin nicht an das Bahnnetz angeschlossen. Daneben braucht es jetzt zusätzliche flexible Angebote, um mehr Menschen zu erreichen. Das novellierte Personenbeförderungsgesetz hat den Rahmen erweitert, so dass so genanntes Ridepooling als Teil des ÖPNV bundesweit eingesetzt werden kann. Somit wird eine passgenaue Bedienung dort ermöglicht, wo die Nachfrage aufgrund von dünner Besiedelung geringer ausfällt und Buslinien mit starren Haltepunkten oft am Bedarf vorbeifahren. Klar ist jedoch auch hier: ÖPNV ist und bleibt ein Zuschussgeschäft, gerade auf dem Land und in nachfragearmen Randzeiten. Die Finanzierung eines attraktiven Mindestbedienstandards in der Fläche muss gemeinsam Bund, Ländern und Kommunen gewährleistet werden. 

Die Umweltschutzorganisation BUND geht davon aus, dass eine Verdoppelung der Fahrgastzahlen im ÖPNV rund 80 Milliarden Euro kosten würde. Laut Expertenschätzung würde das die Höhe der Unterstützungszahlungen des Staates für den ÖPNV von derzeit 120 auf dann rund 300 Euro pro Kopf steigen lassen. Wo sollte, wo könnte im Gegenzug gespart werden?

Zur Finanzierung des klimaschutzbedingen Mehrbedarfs im ÖPNV bedarf es aus Sicht des DStGB einer zusätzlichen Unterstützung des Bundes ab dem Jahr 2022 und bis 2030 in Höhe von mindestens 1,5 Milliarden Euro gegenüber dem jeweiligen Vorjahr. Dies entspricht auch einer Forderung der Verkehrsministerkonferenz auf Basis eines aktuellen Gutachtens der Verkehrsbranche und wir fordern, dass dies bei den demnächst beginnenden Koalitionsverhandlungen berücksichtigt wird. Für eine verlässliche und resiliente ÖPNV-Finanzierung müssen in den kommenden Jahren zudem ergänzende Instrumente auf der Ebene der Länder und regional erprobt und etabliert werden. Ziel hierbei muss sein, den Kommunen zusätzliche Handlungsspielräume für die lokale ÖPNV-Gestaltung zur Verfügung zu stellen. 

Am Sonntag endete die zweiwöchige Aktion für ÖPNV-Abonnenten, kostenlos durch Deutschland fahren zu können. Sollte der ÖPNV künftig generell kostenlos sein?

Die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass wir eine verlässliche ÖPNV-Finanzierung brauchen, um Angebote aufrecht zu erhalten. Ticketeinnahmen bilden hierbei eine wesentliche Säule, auf die bislang nicht verzichtet werden kann. Corona hat aber auch gezeigt, dass zu einem modernen ÖPNV die Weiterentwicklung der Tarife gehört. Viele Pendler haben während der Pandemie das Arbeiten von zu Hause schätzen gelernt und werden künftig nicht mehr jeden Tag ins Büro fahren. Das stellt die etablierten Abo-Modelle ein Stück weit infrage. Auf der anderen Seite können 365-Euro-Tickets oder gar bundesweit gültige Klimatickets wie in Österreich einen Beitrag leisten, um mehr Menschen zum Umstieg zu bewegen und so die Erreichung der Klimaschutzziele fördern. Aus Sicht des DStGB sollten zunächst aber die dringend notwendigen Angebotserweiterungen bei Infrastruktur und Betrieb im Fokus stehen. 
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[bookmark: _Toc83984352]3921-12	Beitrag von KOMMUNAL: Deutschland hat gewählt

Ein Beitrag von Christian Erhardt-Maciejewski, Chefredakteur der Zeitschrift KOMMUNAL.

„Deutschland hat gewählt. Was das für die künftige Politik bedeutet, ist aber noch völlig unklar. Auch, welche kommunalpolitischen Veränderungen das bedeutet, dürfte in den nächsten Wochen in den Koalitionsverhandlungen eine Rolle spielen. Fest steht aber, wer die künftigen Bundestagsabgeordneten sind. Ein Überblick!

Alle Wahlkreise sind ausgezählt, 735 Menschen werden künftig im Bundestag sitzen. So viele, wie noch nie zuvor. Besonderes Augenmerk galt dieses Mal auch der sogenannten Erststimme, also der Kandidatenstimme. Das im Besonderen, weil die Linkspartei die 5 Prozent Hürde verfehlte. Denkbar knapp wird sie trotzdem in den Bundestag einziehen. Denn sie holte in drei der 299 Wahlkreise bei der Erststimme die meisten Stimmen und somit ziehen drei Direktkandidaten in den Bundestag ein. Damit ist laut Wahlgesetz die 5 Prozent Hürde ausser Kraft gesetzt. Im Ergebnis haben somit rund 8000 Stimmen darüber entschieden, dass die Linkspartei künftig mit 39 Abgeordneten statt gar nicht mehr im Bundestag vertreten ist. Denn 8000 Stimmen betrug der Vorsprung von Sören Pellmann von der Linkspartei bei den Erststimmen zur Bundestagswahl im Wahlkreis Leipzig 2. 22,8 Prozent, so das Endergebnis, das ist ein Minus von 2,8 Prozent, reichte aber gegen Paula Piechotta, die für die Grünen kandidierte und gut 18 Prozent der Stimmen holte. Sie hätte also mit einem Wahlsieg dafür gesorgt, dass die Linkspartei nicht mehr in Fraktionsstärke im Bundestag gewesen wäre. 2 Wahlkreise im Ostteil von Berlin gelten seit jeher als "sichere Wahlkreise" für die Linkspartei, Gregor Gysi in Treptow-Köpenick und Gesine Lötsch in Berlin-Lichtenberg gewannen ihre Wahlkreise auch dieses Mal. Überraschend schlecht schnitt die Partei derweil im ebenfalls als "linke Hochburg" geltenden Plattenbaugebiet Marzahn-Hellersdorf ab. Den Wahlkreis holte der CDU Politiker Mario Czaja auffallend deutlich gegen Bundestagsvize-Präsidentin Petra Pau. 

Wahlkreise entscheiden über Mehrheiten

Überhaupt sind die Wahlkreise dieses Mal noch wichtiger als sonst. Sie führen vor allem zu jeder Menge Überhangmandaten. Denn es ist der CSU in Bayern gelungen, 45 der insgesamt 46 Wahlkreise in dem Bundesland zu gewinnen. Einzig im Wahlkreis München Süd schaffte es die Grünen-Kandidatin, mit hauchdünnem Vorsprung direkt in den Bundestag. Und somit hat die CSU mit 45 Abgeordneten deutlich mehr Sitze errungen, als ihr nach dem Zweitstimmenergebnis eigentlich zustehen würde. Denn bei den Zweitstimmen war es für die CSU das schlechteste Ergebnis seit Jahrzehnten. Nur denkbar knapp liegt die Partei bundesweit gerechnet über 5 Prozent, in Bayern waren es 31,7 Prozent. Gut 30 Mandate hätte das im Normalfall bedeutet. 

Und das führt zu massiven Ausgleichsmandaten für alle anderen Parteien. Der Bundestag - der ohne Ausgleichsmandate eigentlich 598 Sitze hätte, wird so künftig 735 Abgeordnete beherbergen, 137 mehr als eigentlich vorgesehen. 

Warum der Einfluss Bayerns in der Unionsfraktion besonders groß ist 

Bei der Frage nach einer möglichen künftigen Regierung wird übrigens die CSU in Bayern ein überproportionales Wörtchen mitzureden haben. Denn, obwohl die CSU ihr schlechtestes Wahlergebnis seit 70 Jahren eingefahren hat, wird sich ihre Zahl der Abgeordneten im Bundestag unterm Strich durch die Direktmandate nicht verändern. Die gemeinsame Fraktion mit der CDU hatte bisher 245 Abgeordnete, davon 46 von der CSU, 199 von der CDU. Künftig sind es nur noch 196 Abgeordnete, die CSU Zahl bleibt aber gleich. Der Einfluss Bayerns auf die Unions-Fraktion lag rechnerisch also bisher bei etwa einem Fünftel, künftig bei einem Viertel aller Abgeordneten in der Unionsfraktion. 

Jeweilige Wahlkreise: Schwere Aufgaben für die kommunalpolitischen Sprecher 

Christian Haase ist kommunalpolitischer Sprecher der CDU-Bundestagsfraktion. Die Position könnte er auch künftig weiter ausüben. Denn er hat als einziger der kommunalpolitischen Sprecher der Fraktionen sein Direktmandat verteidigt. Gut 40 Prozent der Stimmen bekam er im Wahlkreis Höxter-Lippe im ostwestfälischen Teil von NRW. Rund 70 Kilometer entfernt erging es dem kommunalpolitischen Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, Bernhard Daldrup, weniger gut. In seinem Wahlkreis in Warendorf im Münsterland - einer bisher schwarzen Hochburg -  musste er sich Henning Rehbaum von der CDU geschlagen geben, der gut 36 Prozent der Stimmen bekam und somit erstmals in den Bundestag einzieht. Auf Daldrup entfielen 31 Prozent. Er stand aber auf Listenplatz 9 der Landesliste in NRW und zieht somit über die Liste erneut in den Bundestag ein. 

Erwartungsgemäss konnten auch die kommunalpolitischen Sprecher von Grünen und FDP nicht über die Erststimme in den Bundestag einziehen. Marie-Agnes Strack Zimmermann von der FDP musste sich im rheinischen Düsseldorf dem CDU-Kandidaten geschlagen geben, Britta Haßelmann, Parlamentarische Geschäftsführerin und kommunalpolitische Sprecherin der Grünen, landete im ostwestfälischen Gütersloh an dritter Stelle hinter SPD und CDU. Sie stand aber auf Platz 1 der Landesliste der Grünen NRW und zieht so ebenso wieder in den Bundestag ein, wie Strack-Zimmermann, die für die FDP auf Listenplatz 2 in NRW stand. 


Wahlkreise nach Regionen extrem unterschiedlich vergeben

Schaut man auf die Deutschlandkarte, so fallen die deutlichen regionalen Unterschiede in der Farbgebung der Wahlkreise auf. Bayern und Baden-Württemberg sind faktisch tiefschwarz bei der Erststimme (in beiden Bundesländern gingen fast alle Wahlkreise an die Union). In Baden-Württemberg holten die Grünen vier Direktmandate, in Bayern wie beschrieben ein Direktmandat. Deutlich heraus sticht der Wahlkreis Stuttgart 1, hier holte der Grünen-Politiker Cem Özdemir mit großem Vorsprung (40 Prozent der Erststimmen) das Direktmandat vor der CDU (23 %). In Nordrhein-Westfalen ein zweigeteiltes Bild - das Ruhrgebiet ist weitgehend rot gefärbt, dazu im Rheinland die Großstädte Köln und Aachen, ansonsten dominiert fast überall die CDU von Ostwestfalen über das Münsterland, das Rheinland und das Sauerland. In Bonn geht der Wahlkreis hauchdünn (25,2 % zu 25,1%) an die Grünen. In Hessen und Rheinland-Pfalz teilen sich SPD und CDU die Wahlkreise nahezu unter sich auf, Niedersachsen geht mehrheitlich an die SPD, ebenso Schleswig-Holstein (bis auf Flensburg an die Grünen und Nordfriesland und die Inseln bis nach Dittmarschen an die CDU), Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern sind fest in SPD-Hand, hier schafft es kein einziger Kandidat einer anderen Partei. Mitteldeutschland hingegen geht fast durchgehend an die AfD. In Sachsen und Thüringen wird sie stärkste Kraft, auch in Sachsen-Anhalt gehen viele Wahlkreise an die rechte Protestpartei. Einzelne Wahlkreise gehen hier an die CDU, etwa Dessau oder der Saalekreis. 

Kurzversion: Der Norden rot, der West gemischt, der Osten blau und der Süden schwarz. 

Auffallend ist noch, dass die Karte mit den Zweitstimmen faktisch genauso aussieht, wie die Karte mit den Erststimmen. Heißt: Liegt ein Direktkandidat bei der Erststimme vorn, führt fast immer die Partei dieser Person auch bei der Zweitstimme.“

Der Artikel der Zeitschrift KOMMUNAL findet sich unter: 
https://kommunal.de.
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[bookmark: _Toc83984353]3921-13	Die gute Nachricht: Fast 80 Prozent der Erwachsenen in Deutschland mindestens einmal geimpft

Auf die Gesamtbevölkerung gerechnet, beläuft sich die aktuelle Impfquote (vollständig geimpft) gegen das Corona-Virus auf 64,4 Prozent. Unter den Personen, die 60 Jahre und älter sind, liegt die Impfquote sogar bei 86,2 Prozent (vollständig geimpft). In der Altersgruppe zwischen 18 und 59 Jahre liegt die Quote bei 70,4 Prozent (vollständig geimpft). Rechnet man alle Menschen in Deutschland über 18 Jahre zusammen, sind davon nach Stand vom 30.09 insgesamt 78,8 Prozent mindestens einmal geimpft. 

Weiterführende Informationen unter: www.rki.de.
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[bookmark: _Toc83984354]3921-14	Zehn-Minuten-Internet-Newsletter 

Aus dem Internet berichtet Franz-Reinhard Habbel jede Woche über Ideen, innovative Lösungen und Zukunftsthemen für Kommunen. In der aktuellen Ausgabe geht es unter anderem um: 

Amt Hüttener Berge: Die Digitalisierung des Trampens
Wer im Amt Hüttener Berge abends mit dem Bus in die nächste Stadt möchte, bleibt auf der Strecke. „Der öffentliche Personennahverkehr kommt ab 18 Uhr zum Erliegen“, bringt Amtsdirektor Andreas Betz das Problem auf den Punkt. Dabei ist das Amt in Schleswig-Holstein mit seinen 20.500 Hektar Fläche eigentlich auf eine gute Anbindung angewiesen. Ein Mobilitätsportal soll die Lücke schließen und die Einwohnerinnen und Einwohner wieder flexibler machen.

Smart City: Kleine Wächter an jeder Laterne
Sensoren liefern die Daten für viele Smart-City-Anwendungen. Eine kluge Stadt könnte nicht nur das Leben für viele Bürger vereinfachen. Auch beispielsweise für Frankfurt selbst gäbe es Möglichkeiten Kosten und Mühen zu sparen.

Deutsche Telekom bringt Stadt-App "Citykey" für digitalen Bürgerservice heraus
In Zusammenarbeit mit Städten und Gemeinden hat die Telekom Citykey herausgebracht – eine Bürgerservice-App, die Behördengänge digitalisiert und vereinfacht.

KI erkennt zerstörte Häuser nach Katastrophen
Forscher der Stanford University und der California Polytechnic State University (Cal Poly) haben mit "DamageMap" ein Bildauswertesystem entwickelt, das auf der Basis von Künstlicher Intelligenz (KI) und nach einem ausgiebigen Lerntraining anhand von Luftaufnahmen eine Schadensbeurteilung von Gebäuden nach Naturkatastrophen abgeben kann.

Digitalisierungsplattform ‚Digital Vereint‘ mit neuen Angeboten für Berliner Vereine, Initiativen und Organisationen
Die kostenlose Digitalisierungsplattform ‚Digital Vereint‘ für Berliner Vereine, Initiativen und Engagierte bietet ab sofort ein deutlich ausgebautes Angebot für Engagierte in Berlin mit einem umfangreichen Informations-, Beratungs- und Veranstaltungsangebot. Das Projekt, gefördert von der Berliner Senatskanzlei, wurde vom CityLAB Berlin der Technologiestiftung Berlin gestartet, um zivilgesellschaftliche Vereine und Organisationen bei ihrer digitalen Arbeit zu unterstützen.

Der vollständige aktuelle Newsletter und Anmeldemöglichkeit unter www.habbel.de
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	Oktober
	

	
	

	04.-05.10.
	DStGB-Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Verkehr, Neustrelitz

	
	

	06.10.
	Mitgliederversammlung des Niedersächsischen Städte- und Gemeindebundes, Bodenwerder

	
	

	18.-19.10.
	DStGB-Geschäftsführerkonferenz, Stuttgart

	
	

	25.-26.10.
	DStGB-Ausschuss für Finanzen und Kommunalwirtschaft, Neuburg a. d. Donau

	
	

	27.10.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	November
	

	
	

	04.11.
	Vorstand des Städtebundes Schleswig-Holstein

	
	

	08.11.
	Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Städtebunds Rheinland-Pfalz 

	
	

	08.11.
	63. Kreisvorstandskonferenz des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	15.11.
	DStGB-Präsidiumssitzung, Bonn

	
	

	17.11.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	17.11.
	Ausschuss für Wirtschaft und Finanzen des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	18.11.
	Forum deutscher Wirtschaftsförderungen „Die Schubkraft von Krisen nutzen! Wirtschaftsförderung als Impulsgeber und Gestalter“ (DStGB, DST, DLT, DVWE & difu), Online

	
	

	25.11.
	Präsidium- und Hauptausschusssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Sitzungsort offen

	
	

	25.11.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes NRW, Sitzungsort offen

	
	

	29.11.
	197. Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	►29.-30.11.
	DStGB-Erfahrungsaustausch "Finanzpolitik", Berlin

	
	

	Dezember
	

	
	

	01.12.
	Ausschuss für Städtebau und Umwelt des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	06.12.
	(Geschäftsführender) Vorstand des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	06.12.
	Gemeinsame Vorstandssitzung des Städtebundes und des Städtetags Schleswig-Holstein (=Mitgliederversammlung des Städteverbandes Schleswig-Holstein)

	
	

	09.12.
	Präsidiumssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Fernwald

	
	

	2022
	

	
	

	Januar
	

	
	

	31.01.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	März
	

	
	

	24./25.03.
	Ordentliche Delegiertenversammlung des RGRE-DS, Sitzungsort offen 

	
	

	28.-29.03.
	Klausurtagung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	29.03.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt (i. R. d. Klausurtagung)

	
	

	Mai
	

	
	

	30.05.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	Juni
	

	
	

	13.06.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf

	
	

	14.06.
	Gemeindekongress 2022 / 23. Mitgliederversammlung des Städte- und Gemeindebunds Nordrhein-Westfalen, Stadthalle (CCD-Süd), Düsseldorf

	
	Hauptausschusssitzung des Städte- und Gemeindebunds Nordrhein-Westfalen, Stadthalle, Düsseldorf

	
	

	27./28.06.
	Deutscher Kommunalkongress des DStGB, Berlin

	
	

	Juli
	

	
	

	11.07.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	September
	

	
	

	26.09.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	Oktober
	

	
	

	17.10.
	Mitgliederversammlung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	November
	

	
	

	28.11.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 




► Neuer Termin seit der letzten Veröffentlichung
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Verteilung kommunale Kassenkredite in Mrd. Euro (Kernhaushalte)

Verteilung kommunale Kassenkredite	
Kreisfreie Städte	Kreisangehörige Gemeinden und Ämter	Landkreise	Bezirke	17.8	12.1	1.9	0.125	

Kommunale Kassenkredite in €/Einw. zum 30.06.2021 


Flächenländer	Baden-
Württemberg	Bayern	Brandenburg	Hessen	Mecklenburg-
Vorpommern	Nieder-
sachsen	Nordrhein-
Westfalen	Rheinland-
Pfalz	Saarland	Sachsen	Sachsen-
Anhalt	Schleswig-
Holstein	Thüringen	424.45364968198572	78.429581446277027	81.581026730818834	132.32624450554457	30.604175101093862	196.80218433707165	184.79358249491065	1122.7078901805539	1324.0409656498023	1242.5320168566955	22.013855145936901	490.24670414197931	141.5030825966619	21.589462436823837	Flächenländer	Baden-
Württemberg	Bayern	Brandenburg	Hessen	Mecklenburg-
Vorpommern	Nieder-
sachsen	Nordrhein-
Westfalen	Rheinland-
Pfalz	Saarland	Sachsen	Sachsen-
Anhalt	Schleswig-
Holstein	Thüringen	


Verteilung der kommunalen Verschuldung in Mrd. Euro (Kernhaushalte)

Verteilung der kommunalen Verschuldung	
Kreisfreie Städte	Kreisangehörige Gemeinden und Ämter	Landkreise	Bezirke	47.6	55.3	14.615	1	

	Marienstraße 6
12207 Berlin
	Telefon: 030-77307-0
Telefax: 030-77307.200
E-Mail: dstgb@dstgb.de
Homepage: www.dstgb.de
	ViSdP
Dr. Gerd Landsberg
Geschäftsführendes 
Präsidialmitglied
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